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Haus & Grund  
Mecklenburg- 
Vorpommern

Eigentümerschutz- 
Gemeinschaft der  
Haus-, Wohnungs-  
und Grundeigentümer

Gemeinsam Interessen vertreten

Trotz überwiegend blühender Landschaften: 

Private Eigentümer fordern 
mehr Gleichbehandlung von 
der Landespolitik

Die Wohnbedingungen für 
die Bewohner im Land ha-
ben sich in den letzten  
20 Jahren entscheidend ver-
bessert. Wer durch das Land 
reist, kann in vielen Regio-
nen wahrhaft von erblühten 
Landschaften sprechen. Al-
lein zwischen 1991 und 2006 
wurden für rund 2,8 Milliar-
den Euro Wohnungen mo-
dernisiert oder neu gebaut. 
Einen erheblichen Anteil da-
ran haben auch die privaten 
Haus-, Wohnungs- und 
Grundeigentümer im Land – 
oft auch ohne Fördermittel 
geleistet. Doch von der Poli-
tik werden deren hohen 
Leistungen als Selbstver-
ständlichkeit hingenommen 
und bei politischen Entschei-
dungen meist nur gering be-
achtet. Das sich dies ändert 
will Haus & Grund Mecklen-
burg-Vorpommern von der 
Landespolitik künftig noch 
stärker einfordern.

Die Städtebauförderung 
leistet seit Jahren zwar einen 
wichtigen Beitrag, die histo-
rischen Innenstädte wieder 
zu beleben. Dabei wurden 
die Fördergelder jedoch vor-
rangig den Wohnungsbau-
gesellschaften zugestellt, die 
nun mit Dumpingpreisen 
Plattenwohnungen „wie 
Sauerbier“ contra Privatver-
mieter anbieten, deren Fi-
nanzierungen häufig be-
grenzt waren und somit Um-
bauten oder Modernisierun-
gen oft am Limit derer 
finanzieller Möglichkeiten 
lagen. Durch sanierte Woh-
nungen und massive, durch 
Steuergelder geförderte In-
vestitionen in das Wohnum-
feld gewinnen damit die 
Plattenbaugebiete zuneh-
mend an Attraktivität. Mit 

der Förderung von Angebo-
ten für Familien, Senioren 
und passgerechten Woh-
nungszuschnitten für die 
steigende Zahl der Single-
Haushalte reagierte das 
Land auf sich verändernde 
demografische Faktoren, 
nutzte jedoch finanzielle 
Förderungen zum Aufbau 
von Wohnraum, dass Privat-
vermieter nun gegen die 
staatlich unterstützte Billig-
wohnungskonkurrenz hart 
um ihre Existenz kämpfen 
müssen. 

Sie als Mitglieder von 
Haus & Grund Mecklen-
burg-Vorpommern wären 
also gut beraten, in der regi-
onalen Öffentlichkeit immer 
wieder auf die wichtige Rolle 
der Privatvermieter im Land 
hinzuweisen und deren 
Gleichbehandlung bei der 
Vergabe öffentlicher Förder-

mittel unmissverständlich 
von Politikern zu verlan- 
gen.

Die Menschen in Meck-
lenburg-Vorpommern be-
wohnen eine Fläche von ins-
gesamt 60.440.000 Quadrat-
metern. Dabei sind etwa 
zwei Drittel der rund  
897.000 Wohnungen im 
Land Mietwohnungen. Eine 
Mietwohnung in Mecklen-

burg-Vorpommern ist heute 
im Schnitt 73,2 Quadratme-
ter groß und kostet 316 Euro. 
Die durchschnittliche Wohn-
fläche je Mieter beträgt  
37,8 Quadratmeter. 

Auf 1.000 Einwohner ent-
fallen rund 550 Wohnungen 
(Quelle: Mikrozensus). 

Gf. Vorstand  
Haus & Grund M-V 

Liebe Leserinnen, liebe Leser,   gute und bezahlbare Wohnungen sowie ein 
angenehmes Wohnumfeld sind wichtige Voraussetzungen für eine hohe 
Wohn- und Lebensqualität der Menschen in Mecklenburg-Vorpommern. 
Das betrifft uns Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer gleichermaßen 
wie alle Mieter. 

Unsere Haus & Grund-Mitglieder fordern in den gemeinsamen Diskussionen immer wieder eine stärkere Beachtung durch 
die Landespolitik und vor allem Gleichbehandlung bei den Fördermittelvergaben.

Alle Regionalseiten dieses Magazins 
können Sie auch im Internet unter 

www.hugmv.de 

in der Rubrik „H & G Magazin“ als  
PDF-Dokument herunterladen.
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Rostocker Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer zogen positive Bilanz

Mitgliederversammlung in Rostock

Der Vorsitzende, Herr RA 
Matthias Zielasko, und die 
Schatzmeisterin, Frau Sabine 
Witek, hielten den Rechen-
schafsbericht bzw. den Fi-
nanzbericht für das Jahr 2011 
und zogen somit eine posi- 
tive Bilanz. Auch die Kassen-
prüfer bescheinigten dem 
Verein einen ordnungsgemä-
ßen Umgang mit den finanzi-
ellen Mitteln, so dass der 
Vorstand nach erfolgter Dis-
kussion für das Geschäftsjahr 
2011 entlastet wurde. Als 
Kassenprüfer wurden wiede-
rum Herr Kelling und Herr 
Hunger einstimmig gewählt.

Der Rostocker Haus- und 
Grundeigentümerverein ist 
einer der wenigen in M-V, 
der seit seiner Neugründung 
noch keine Beitragserhöhun-
gen vorgenommen hat (ab-
gesehen von den Rundun-
gen nach der Währungsum-
stellung im Jahr 2001). 

Seit Jahren sind jedoch die 
Fixkosten auch für den Ver-
ein gestiegen, so dass in  
den kommenden Jahren mit 
einem negativen Ergebnis zu 
rechnen ist. Seit 1990 ist der 
Lebenshaltungspreisindex 
um etwa 30 Prozent gestie-
gen. Um dem entgegenzu-
wirken und die Qualität der 

Vereinsarbeit für die Mitglie-
der nicht beschneiden zu 
müssen, schlug der Vorstand 
eine moderate Beitragserhö-
hung ab dem Jahr 2013 vor. 
Nach reger Diskussion über 
das Für und Wider der Bei-
tragserhöhung wurde die Er-
höhung der Beiträge ab 2013 
durch die Mitgliederver-
sammlung beschlossen.

Herr Bernd Läufer und 
Herr Klaus Kelling (Bild) 
wurden einstimmig zu Eh-
renmitgliedern des Rosto-
cker Haus & Grundeigentü-
mervereins e. V. ernannt. 
Beide haben in der Vergan-
genheit als Vorsitzender 
bzw. stellvertretender Vorsit-
zender Hervorragendes für 
die Gründung und Entwick-
lung des Vereins geleistet.

Für das erste Halbjahr bie-
tet unser Verein seinen Mit-
gliedern wieder interessante 
Veranstaltungen und Fach-
vorträgen an. Für die kom-
menden Wochen und Mona-
te sind weitere geplant:

•	 Rechte und Pflichten  
als Bauherr 

	 Termin: 14.03.2012  
um 18.30 Uhr

	 Ort: Vereinsbüro
	 Referent: RA M. Zielasko

•	 Steuerliche Aspekte bei 
Wohnraum- und Gebäu-
desanierung

	 Termin: 11.04.2012  
um 18.30 Uhr

	 Ort: Vereinsbüro
	 Referent: Steuerberater 

Herr Peters

•	 Umgang mit Mietschuld-
nern

	 Termin: 09.05.2012  
um 18.30 Uhr

	 Ort: Vereinsbüro
	 Referent: RA M. Zielasko

Diese Veranstaltungen 
wurden von unseren Mit-
gliedern immer gern in An-
spruch genommen. Die Be-

teiligung war dementspre-
chend hoch. Genannt wer-
den soll auch der jährlich 
stattfindende Tag der offe-
nen Tür, der in diesem Jahr 
am 24.05.2012 von 10.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr in unseren Ver-
einsräumen in Rostock statt-
findet. 

Dort können sich auch 
Nichtmitglieder von der akti-
ven Arbeit und über das Ver-
einsleben informieren. Auch 
dies ist eine Möglichkeit, 
neue Mitglieder zu gewin-
nen.

Wolfgang Hasselfeldt
Vorstand  

Haus & Grund Rostock

Am 25.01.2012 fand die jährliche Mitgliederversammlung des 
Rostocker Haus- und Grundeigentümervereins e. V. statt.

Aufgrund ihrer erfolgreichen Arbeit beim Aufbau von Haus & Grund Rostock 
wurden der seit der Wende langjährige 1. Vorsitzende Bernd Läufer und sein 
Stellvertreter Klaus Kelling jetzt Ehrenmitglieder des Vereins.

Kosten bei Anmietung sind umlagefähig

Rauchwarnmelder mieten?

Das Landgericht Magde-
burg hat mit rechtskräftigem 
Urteil vom 27.09.2011 (1 S 
171/11) entschieden, dass 
die Kosten für die Anmie-
tung und Wartung von 
Rauchwarnmeldern zu den 
Nebenkosten gehören, die 
auf den Mieter umlegbar 
sind. Damit hatte es ein ent-

gegenstehendes Urteil des 
Amtsgerichts Schönebeck 
(Elbe) vom 04.05.2011 (4 C 
148/11) in 2. Instanz aufge-
hoben.

Die Mieter einer Wohnung 
waren nicht damit einver-
standen, dass die Vermieter 
die Kosten für die Anmie-
tung und Wartung der Gerä-

te auf die Mieter im Rahmen 
der Nebenkosten als soge-
nannte Betriebskosten um-
legten. Das Landgericht hat-
te dagegen die Auffassung 
vertreten, dass die insoweit 
maßgebliche Betriebskos-
tenverordnung (BetrKV) kei-
ne abschließende Regelung 
über umlegbare Kosten ent-
halte. 

So sehe § 2 Nr. 17 BetrKV 
die „Umlage sonstiger Kos-
ten“ vor. Hierbei handle es 
sich um einen Auffangtatbe-
stand, der auch die Umlage 
neu entstandener Kosten er-
möglichen soll. Darunter fal-
len auch Rauchmelder, da 

zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Betriebskosten-
verordnung zum 01.01.2004 
die Ausstattung mit Rauch-
meldern noch die Ausnahme 
war und der Gesetzgeber 
daher keine Veranlassung 
hatte diese in der Verord-
nung zu regeln. Im Übrigen 
sah das Gericht Rauchmel-
der als vergleichbar mit Was-
ser- oder Wärmezähler an, 
deren Kosten umgelegt wer-
den können. Da die unterle-
genen Mieter keine Revision 
eingelegt haben, ist das Ur-
teil rechtskräftig geworden.

 
Ma./Haus & Grund M-V

Mieter muss dem Vermieter die Kosten für die Anmietung und Wartung 
von Rauchwarnmeldern als Nebenkosten der Miete bezahlen.
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CO2-Gebäudesanierungsprogramm: 

Staatliche Zuschüsse für Hauseigentümer

Was wird bezuschusst?

Gefördert wird zudem der 
Einsatz regenerativer Ener-
gien wie Solar, Wärmepum-
pen oder Biomasse und da-
mit verbundenen Heizungs-
modernisierungen über das 
Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BA-
FA). Hier können je nach 
Maßnahme verschiedene 
Basis-, Bonus und Innova- 
tionszuschüsse in Anspruch 
genommen werden. 

Die Beratung und Baube-
gleitung durch einen Ener-
gieberater sind wichtige 
Grundvoraussetzungen für 
die Durchführung von ener-
getischen Modernisierungs-
maßen und zahlen sich in je-
dem Fall aus. So könnten 
sinnvolle Maßnahmen aufei-
nander abgestimmt und ma-
ximal mögliche Einsparpo-
tenziale erreicht werden. 

Das Beispiel eines unsani-
erten, freistehenden Einfa-
milienhauses, gebaut 1957 
und mit 130 m² Wohnfläche 
zeigt schnell, dass sich be-
reits Einzelmaßnahmen ren-
tieren. Die monatlichen Kos-
ten für die alte gasbetriebe-
ne Heizung von 233 Euro 
werden sich vor dem Hinter-
grund steigender Energie-
preise in den kommenden 
Jahren vervielfachen, falls 
nichts unternommen wird. 
Tauschen Eigentümer jetzt 
die in die Jahre gekommene 
alte Gas-Heizung durch ein 
effizientes Brennwertsystem 
mit solarer Unterstützung für 
Warmwasser und Heizung 
aus und stellen im gleichen 
Zug alle Komponenten opti-
mal aufeinander ein, ist eine 
Reduzierung der Heizkosten 
um bis zu 40 % möglich.  
Damit verringern sich die 
derzeitigen Heizkosten  
von 233 Euro auf nur noch 
140 Euro monatlich. 

Mit den richtigen und opti-
mal aufeinander abgestimm-
ten Maßnahmen kann man 

ein Haus soweit aufbessern, 
dass es den Anforderungen 
eines Neubaus entspricht 
oder diese gar noch unter-
bietet. In vorteilhaften Maß-
nahmenkombinationen kön-
nen neben einer Heizungs-
erneuerung und den Einsatz 
regenerativer Energien, die 
Energieverluste über die Au-
ßenhülle des Gebäudes 
deutlich reduziert werden. In 
unserem Beispielhaus wer-
den gleichzeitig Außenwän-
de und Dachschrägen sowie 
die Kellerdecke gedämmt 
und energieeffiziente Wär-
meschutzfenster eingebaut. 
So bleibt die Wärme im 
Haus, die neue Gas-Brenn-
wertheizung mit Solar kann 
von vorn herein kleiner aus-
gelegt werden. In Summe 
sparen die Eigentümer ab 
dem Tag der Fertigstellung 
bis zu 80 % der Heizkosten.

Tipps zu den Fördermög-
lichkeiten

BAFA-Zuschuss für Vor-
Ort-Beratung: Eine Vor-Ort-
Energieberatung wird vom 
Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle mit 
360 Euro für ein EFH geför-
dert.

KfW-Zuschuss für qualifi-
zierte Baubegleitung: Die 
KfW unterstützt die energeti-
sche Fachplanung und Bau-
begleitung für Sanierungs-
vorhaben zum KfW-Effizi-
enzhaus. Ein Energieberater 
wird mit 50 % der Kosten, 
maximal 4.000 Euro je Vor-
haben bezuschusst. Auch 
energieeffizienten Einzel-
maßnahmen werden geför-
dert.

BAFA-Zuschuss für Solar: 
Eine Solaranlage zur Warm-
wasserbereitung und Hei-
zungsunterstützung wird 
derzeit mit 90 Euro je m² Kol-
lektorfläche bezuschusst. 
Für eine energieeffiziente 

Solarpumpe gibt es 50 Euro. 
Wird gleichzeitig eine neue, 
energieeffiziente Brennwert-
heizung installiert, zahlt das 
BAFA einen Kesseltauschbo-
nus von 500 Euro.

BAFA-Zuschuss für Wär-
mepumpen: Eine bei der BA-
FA-gelistete Wasser/Wasser-
Wärmepumpe, mit einer 
Leistung bis 10 kW wird bei-
spielsweise mit 2.400 Euro 
bezuschusst. Für eine elek-
trisch betriebene Luft/Was-
ser-Wärmepumpe mit einer 
Nennwärmeleistung bis  
20 kW kann ein Zuschuss 
von 900 Euro beantragt wer-
den. Gefördert werden Anla-
gen im Gebäudebestand. 
Wer gleichzeitig eine Solar-
anlage zur Heizungsunter-
stützung installiert, erhält 
einen Kombinationsbonus 
von 500 Euro.

BAFA-Zuschuss für Mini-
BHKW (Mini-Blockheiz-
kraftwerke): Ab 1. April 
2012 werden KWK-Anlagen 
bis 20 kW bezuschusst. Bei 
der Kraft-Wärme-Kopplung 
wird die bei der Stromerzeu-
gung entstehende Abwärme 
zum Heizen des Gebäudes 
genutzt. Je nach der elektri-
schen Leistung der Anlagen 
gestaffelt, erhalten z. B. sehr 
kleine, für Ein- und Zweifa-
milienhäuser geeignete Mi-
kro- und Mini-BHKW mit  
einer Leistung von 1 kW 
1.500 Euro, große Anla- 
gen mit 19 kW hingegen 
3.450 Euro.

Einspeisevergütung für 
Solarstrom: Je nach Stand-
ort und Größe einer Photo-
voltaik- Anlage wird derzeit 
jede in das Netz eingespeis-
te Kilowattstunde Strom  
zwischen 17,94 Cent und 
24,43 Cent vergütet. Die 
nächste, gesetzlich festge-
legte Senkung wird Anlagen 
betreffen, die ab dem 1. Juli 
2012 in Betrieb gehen.

KfW-Zuschuss für Einzel-
maßnahmen: Für besonders 
energieeffiziente Einzelmaß-
nahmen beispielsweise im 
Bereich der Dämmung oder 
neuer Fenster, gibt es bun-
desweit einen Investitions-
zuschuss von 7,5 % der för-
derfähigen Kosten, maximal 
3.750 Euro je Wohneinheit. 
Ab April 2012 wird die Opti-
mierung der Wärmevertei-
lung bei bestehenden Hei-
zungsanlagen ebenfalls als 
Einzelmaßnahme gefördert. 
Das umfasst u. a. die richtige 
Einstellung der Heizungsre-
gelung, die Abstimmung der 
einzelnen Teile der Hei-
zungsanlage oder den Ersatz 
bestehender Pumpen durch 
Hocheffizienzpumpen.

Zur Förderung umfangrei-
cher Sanierungsmaßnahmen 
hat die KfW als Förderstufen 
die KfW-Effizienzhaus-Stan-
dards eingeführt. Derzeit gibt 
es fünf Typen von Effizienz-
häusern, die unterschiedlich 
stark gefördert werden. Die 
Zahl nach dem Begriff KfW-
Effizienzhaus gibt dabei an, 
wie hoch der Jahresprimär-
energiebedarf im Vergleich 
zu einem Neubau nach den 
Vorgaben der Energieein-
sparverordnung (EnEV) sein 
darf. Je kleiner die Zahl, des-
to niedriger und besser das 
Energieniveau und umso vor-
teilhafter die Konditionen zur 
Förderung. Sanierungen zum 
KfW-EH  115, KfW-EH  100 
und KfW-EH  85, sind erreich-
bare Ziele im Gebäudebe-
stand, KfW-EH  70 und KfW-
EH  55 gelten dabei größten-
teils für den Neubau. 

Aktuell werden über das 
KfW-Programm „Energieef-
fizient Sanieren“ Finanzie-
rungsmöglichkeiten zum 
vorteilhaften Effektivzins-
satz ab 1,0 % in Verbindung 
mit Tilgungszuschüssen von 
bis zu 12,5 % angeboten 
(Stand 01/2012). 

Haus & Grund M-V

Auch im Jahr 2012 stehen im CO2-Gebäudesanierungsprogramm 
rund 1,5 Mrd. Euro bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 

für das energieeffiziente Bauen und Sanieren von Wohngebäu-
den zur Verfügung. 
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Anspruch auf Herausgabe des Geschenkten ist zeitlich befristet

Zehn-Jahres-Frist bei Schenkung und  
Vorbehaltsnießbrauch beachten

Durch dieses bereits zu 
Lebzeiten erfolgende Über-
tragen auf ihre Kinder wollen 
Eltern z. B. absichern, dass 
bestimmte pflichtteilsberech-
tigte Personen im Erbfall 
nicht auf dem Wege der vor-
weggenommenen Erbfolge 
Eigentümer bzw. Miteigen-
tümer der Immobilie werden. 
Sie möchten allerdings so ab-
gesichert zu sein, dass sie bis 
zu ihrem Lebensende bzw. 
bis zu einem Umzug in ein 
Alters- oder Pflegeheim eine 
gesicherte Rechtsposition er-
halten, in dieser Immobilie 
selbstbestimmend wohnen 
bleiben zu dürfen. 

Häufig wird daher entwe-
der ein Nießbrauchsrecht 
oder Nutzungsrecht verein-
bart. Für diese Fälle gilt je-
weils eine Zehn-Jahres-Frist: 

Diese bewirkt bei Schenkun-
gen in mehreren Fallkonstel-
lationen eine Rolle. 

•	 Sofern ein Grundstücksei-
gentümer nach einer 
Schenkung verarmt und 
auf Sozialhilfe angewiesen 
ist, kann der Sozialhilfeträ-
ger den Beschenkten auf-
grund übergeleitetem 
Recht auf Rückforderung 
wegen Verarmung des 
Schenkers (§ 528 BGB) in 
Anspruch nehmen. 

•	 Der Anspruch auf Heraus-
gabe des Geschenkten ist 
ausgeschlossen, wenn zur-
zeit des Eintritts seiner Be-
dürftigkeit seit der Leis-
tung des geschenkten Ge-
genstandes zehn Jahre 
verstrichen sind (§ 529 
Abs. 1 BGB).

•	 Auch der Pflichtteilsergän-
zungsanspruch (§ 2325 
BGB) des Erben besteht 
nur innerhalb einer Frist 
von zehn Jahren seit der 
Leistung des verschenkten 
Gegenstands durch den 
Erblasser (§ 2325 Abs. 3 
BGB).

•	 Schließlich läuft auch eine 
10-Jahresfrist gemäß § 14 
Abs. 1 Satz 1 Erbschafts-
steuergesetz innerhalb der 
sogenannte „Vorerwerbe“, 
z. B. durch Schenkungen 
im Wege der vorwegge-
nommenen Erbfolge, bei 
der Bemessung der Erb-
schaftssteuer durch das Fi-
nanzamt berücksichtigt 
werden. 

Den Beginn der Zehn-Jah-
res-Fristen setzt der Gesetz-
geber auf den Zeitpunkt 
„seit der Leistung des ge-
schenkten Gegenstandes“  
(§ 529 und § 2325 BGB) bzw. 
auf den „Anfall des Vermö-
genserwerbs“ (§ 14 ErbStG) 
fest. Dennoch beginnen nach 
Aussagen von Dr. Reichelt, 
Haus & Grund Hannover die 
Fristen nach der aktuellen 
Rechtsprechung zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten zu 
laufen:

Rückforderungsanspruch, 
bei schenkweiser Leistung 
eines Grundstücks unter 
Nießbrauchsvorbehalt: Eine 
Mutter hatte ihrem Sohn ihr 
eigengenutztes Wohnhaus 
unter Vorbehalt eines le-
benslangen Wohnrechts im 
Wege der vorweggenomme-
nen Erbfolge übertragen. 
Nach dem Umzug in ein 
Pflegeheim leistete der Sozi-
alhilfeträger Unterstützungs-
leistungen und fordert von 
dem Beschenkten die Her-
ausgabe des Grundstücks 
gemäß § 529 Abs. 1 z. Alter-
native BGB, danach seiner 
Auffassung Bedürftigkeit der 
Mutter eingetreten ist und 
seit der Leistung des ge-
schenkten Gegenstandes 

noch keine zehn Jahre ver-
strichen sind.

Für diesen Fall stellte der 
BGH mit  Urtei l  vom 
19.07.2011 (X ZR 140/10) fest, 
dass für die Leistung des ge-
schenkten Gegenstandes im 
Sinne von § 529 Abs. 1 Fall 2 
BGB es ausreichend ist, wenn 
die Auflassung formgerecht 
erklärt ist und die Eintragung 
des Rechtswechsels im 
Grundbuch beantragt wurde. 
Die Rechtsprechung zu  
§ 2325 Abs. 3 BGB (siehe un-
ten) ist im Bereich des § 529 
BGB nicht ummittelbar ein-
schlägig. Denn im Gegensatz 
zum Fall des § 2325 Abs. 3 
BGB (Pflichtteilergänzungs-
anspruch) ist nach dem Sinn 
und Zweck des § 529 BGB 
das Vertrauen des Beschenk-
ten besonders zu beachten. 
Mit Stellung des Antrags auf 
Eigentumsänderung hat er 
zwar noch nicht die Recht-
stellung erlangt, die ihm dem 
Schenkungsversprechen zu-
folge zukommen soll. Er kann 
aber davon ausgehen, dass er 
diese Rechtstellung erlangen 
wird, und dass der Rechts-
werb ohne seine Mitwirkung 
weder vom Schenker noch 
von Dritten verhindert wer-
den kann, sondern nur noch 
vom Vollzug der Eintra-
gungshandlung durch das 
Grundbuchamt abhängt. Die 
für den eigentlichen Rechts-
übergang erforderliche Ein-
tragung im Grundbuch ist 
somit nur noch eine Formalie. 
Der BGH lässt somit für den 
Beginn der Ausschlussfrist 
für eine Schenkungsrückfor-
derung nach § 529 Abs. 1 z. 
Alternative BGB den Zeit-
punkt des Eingangs des Ein-
t ragungsant rags  be im 
Grundbuchamt ausreichen. 
Dieser kann in aller Regel an-
hand der Grundbuchakten 
ermittelt werden. Das Grund-
buchamt ist nach § 13 Abs. 2 
Satz 1 GBO gehalten, den ge-
nauen Zeitpunkt des Ein-
gangs auf dem Antrag zu ver-
merken.

Besonders bei uns in den neuen Ländern versuchen viele Haus-, 
Wohnungs- und Grundstückseigentümer vor dem Hintergrund 
drohender Altersarmut und enorm angestiegener Heimpflege-
kosten ihre eigene Wohnimmobilie möglichst vor dem Zugriff 
des Sozialhilfeträgers zu bewahren. Oft geht es auch um die Re-
duzierung der Erbschaftssteuer, indem Vermögensteile bereits 
zu Lebzeiten an Erben übertragen werden.
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Der Anspruch auf Heraus-
gabe des Geschenks wegen 
Verarmung des Schenkers 
gemäß § 528 Abs. 1 Satz 1 
BGB soll den Schenker in die 
Lage versetzen, seinen Un-
terhalt selbst zu bestreiten 
sowie seine gesetzlichen Un-
terhaltspflichten gegenüber 
Verwandten und Ehegatten 
zu erfüllen. Es soll damit zu-
gleich eine Inanspruchnah-
me der Allgemeinheit für 
den Notbedarf des Schen-
kers verhindert werden. Der 
Vorbehalt eines Nutzungs-
rechts kommt den Personen 
zugute, denen der Schenker 
Unterhalt schuldet oder die 
für seinen Unterhalt aufzu-
kommen haben. Das Nut-
zungsrecht hat zur Folge, 
dass der Schenker zumindest 
einen Teil seines Unterhalts-
bedarfs decken kann. Dies 
erhöht seine Leistungsfähig-
keit gegenüber Unterhalts-
berechtigten und vermindert 
seine Bedürftigkeit gegen-
über Unterhaltspflichtigen 
und dem Träger der Sozial-
hilfe. Aufgrund dieser grund-
legend anders gearteten In-
teressenkonstellation im Ver-
gleich zum Pflichtteilsergän-
zungsanspruch (s. unten) 
wird deutlich, dass nach An-
sicht des BGH der Beginn 
der in § 529 Abs. 1 BGB vor-
gesehenen Zehn-Jahres-Frist 

nicht dadurch gehindert 
wird, dass sich der Schenker 
an dem verschenkten Grund-
stück ein lebenslanges Nut-
zungsrecht vorbehält.

Die zehnjährige Frist für 
die Berücksichtigung von 
verschenkten Gegenständen 
im Rahmen des Pflichtteils-
ergänzungsanspruchs: Im 
Rahmen des Pflichtteilser-
gänzungsanspruchs gemäß  
§ 2325 BGB liegt hingegen 
eine grundlegend andere In-
teressenkonstellation vor. 
Hier geht es um den Schutz 
des Pflichtteilsberechtigten. 
Der Vorbehalt eines Nut-
zungsrechts für die Lebens-
dauer des Schenkers kommt 
nur dem Schenker nicht aber 
den Pflichtteilsberechtigten 
zu Gute. Deshalb soll diesen 
aus einer Schenkung kein 
Nachteil entstehen. Im Fall 
des § 529 BGB (siehe 1.) 
kommt der Vorbehalt des 
Nutzungsrechts hingegen 
auch den Personen zu Gute, 

denen der Schenker Unter-
halt schuldet oder die für sei-
nen Unterhalt aufzukommen 
haben. Denn das Nutzungs-
recht hat zur Folge, dass der 
Schenker zumindest einen 
Teil seines Unterhaltsbedarfs 
selbst decken kann.

Bei einer Schenkung unter 
Vorbehalt des Nießbrauchs-
rechts bzw. des Wohnrechts 
ändert sich für den Schenker 
hinsichtlich seiner Verfü-
gungsmacht über die Immo-
bilie kaum etwas. Schenkun-
gen, bei denen der Schenker 
jedoch den Genuss des ver-
schenkten Gegenstandes 
auch nach der Schenkung 
tatsächlich nicht entbehren 
muss, sollen nach Ansicht 
des BGH nicht zu einer Ein-
schränkung des Pflichtteils 
führen. Zum Schutz des 
Pflichtteilsberechtigten darf 
daher die Zehn-Jahres- 
Frist frühestens mit der wirt-
schaftlichen Ausgliederung  

des Schenkungsgegenstan-
des aus dem Vermögen des 
Erblassers beginnen (BGH 
NJW 1987, 122). Für den 
Fristbeginn ist daher allein 
auf den Zeitpunkt der objek-
tiven Leistung des ver-
schenkten Gegenstandes ab-
zustellen, also auf die auf 
Übertragung gerichtete Voll-
ziehungshandlung, durch die 
der Erblasser als Schenker 
den Gegenstand wirklich an 
den Beschenkten verliert. 
Denn erst damit wird das Ge-
schenk auch wirtschaftlich 
aus dem Vermögen des Erb-
lassers ausgegliedert. Bei ei-
ner Schenkung unter Nieß-
brauchsvorbehalt bzw. unter 
Vorbehalt eines Wohnrechts 
erfolgt die geforderte Aus-
gliederung somit erst mit Er-
löschen des Nießbrauchs 
bzw. Wohnrechts. Erst ab 
diesem Zeitpunkt beginnt 
die Zehn-Jahres-Frist des  
§ 2325 III BGB zu laufen.

Mecklenburg-Vorpommern zunehmend attrativ

Eurokrise steigert Immo- 
biliennachfrage im Land

So gewährten die Sparkas-
sen im Nordosten 2011 Bau-
kredite im Gesamtvolumen 
von 157 Millionen Euro und 
verzeichneten damit ein Plus 
zum Vorjahr von 37,3 Pro-
zent. 

Offenbar bewerten viele 
Mecklenburger und Vor-
pommern vermehrt Wohnei-
gentum in als unsicher emp-
fundenen Zeiten als sichere 
Anlage, so der Ostdeutsche 
Sparkassenverband.

Für Kauf und Bau von 
Wohneigentum seien Kredi-
te in Höhe von insgesamt 
422 Millionen Euro bewilligt 
worden, ein Zuwachs von  
5,9 Prozent. Wie aus dem 
Geschäftsbericht weiter her-
vorgeht, blieben Kreditvolu-
men (5,9 Milliarden Euro) 
und Bilanzsumme (12,2 Mil-
liarden) der zehn Sparkassen 
in Mecklenburg-Vorpom-
mern im Vergleich zu 2010 
annähernd konstant. 

Die Sorge um den Euro hat die Nachfrage nach Immobilien auch in Meck-
lenburg-Vorpommern deutlich nach oben geschraubt.
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In unserer letzten Magazin-
Ausgabe hatten wir in einen 
Artikel über Zahlungsver-
handlungen mit Firmen be-
richtet. Dazu gab es von Ih-
nen, unseren Lesern, Nach-
fragen sowie den Wunsch, 
mehr konkretes über „Skon-
toklauseln“ zu erfahren.

Worauf sollte bei Zahlungs-
verhandlungen geachtet 
werden?

So können nicht nur wir 
selbst Geld einbüßen, son-
dern auch Architekten, die 
in unserem Auftrag fehler-
haft Bauverträge vorberei-
ten, könnten sich haftbar 
machen, wenn uns als Bau-
herr durch unwirksame 
Klauseln in den vorbereite-
ten Bauverträgen Nachteile 
entstehen. Nicht selten sind 
u. a. die Skontoklauseln in 
Verträgen deshalb unwirk-
sam. 
Das Skonto ist eine Zah-
lungsvereinbarung. Es ist 
ein aufschiebend bedingter 
Teilerlass gem. §§ 397  
Abs. 1, 158 Abs. 1 BGB für 
den Fall, dass der Auftrag-
geber innerhalb einer ver-
einbarten Skontofrist be-
zahlt. Der Skontoabzug 

muss konkret vereinbart 
werden. Einen Handels-
brauch oder eine Verkehrs-
sitte für einen Skontoabzug 
gibt es nicht.
Die Vereinbarung muss die 
Höhe des Skonto (z. B. 3 Pro-
zent), die Skontierungsfrist 
(Zahlungszeit während das 
Skonto gewährt wird), den 
Beginn der Skontierungs-
frist und den für die Zahlung 
maßgeblichen Zeitpunkt 
(Überweisungsauftrag/Zah-
lungseingang) regeln. Ver-
einbart werden muss ferner, 
ob nur bei der Schlusszah-
lung oder bei jeder einzel-
nen Abschlagszahlung ein 
Skontoabzug vorgenommen 
werden kann und ob jede 
einzelne Zahlung für sich 
skontierungsfähig ist oder 
ein Skontoabzug nur dann 
zulässig sein soll, wenn alle 
Zahlungen innerhalb der 
Skontierungsfrist geleistet 
werden.
Unklare oder unvollständi-
ge Skontoklauseln führen 
grundsätzlich zur Unwirk-
samkeit der Skontoverein-
barungen.  Al lerdings  
besteht die Möglichkeit, 
fehlende Bestandtei le  
der Skontovereinbarungen 
durch Auslegung zu ermit-

teln. Die Rechtsprechung ist 
jedoch bezüglich des Inhalts 
der Auslegung und der Fra-
ge, welche fehlenden Be-
standteile überhaupt durch 
Auslegung ersetzt werden 
können uneinheitlich. Ei-
nigkeit besteht lediglich da-
rüber, dass die Vereinba-
rungen über die Höhe des 
Skontos und die Skontie-
rungsfrist zu den unver-
zichtbaren Voraussetzun-
gen jeder Skontoabrede ge-
hören. Ohne diese Regelun-
gen ist eine Skontoverein- 
barung stets unwirksam.
Wenn ein Auftraggeber in 
seinen Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen eine 
Skontoklausel verwendet, 
sind die Anforderungen an 
die Auslegung grundsätz-
lich strenger als im umge-
kehrten Fall der Verwen-
dung durch einen Auftrag-
nehmer. Dies ist darauf zu-
rückzuführen, dass das 
Skonto dem Auftraggeber 
einen Vorteil gewährt.

Musterformulierung  
als Beispiel
1.	 Der Auftragnehmer ge-

währt auf die vereinbarte 
Vergütung jeder einzel-
nen Abschlags- oder 

Schlussrechnung 3 % 
Skonto, sofern vertrags-
gemäß gestellte Rech-
nungen innerhalb der 
hierfür geltenden Skon-
tierungsfristen vollstän-
dig bezahlt werden.

2.	 Die Zahlung der Liefe-
rantenrechnung erfolgt 
grundsätzlich nach unse-
rer Wahl

	 –	 innerhalb von 14 Tagen 
mit 3 % Skonto oder 

	 – 	innerhalb von 30 Tagen 
mit 2 % Skonto oder 

	 – 	innerhalb von 40 Tagen 
ohne Abzug 

3.	 Die Skontierungsfristen 
beginnen jeweils mit Ein-
gang der prüfbaren Ab-
schlags- bzw. Schluss-
rechnung bei dem Auf-
traggeber oder dessen 
Vertreter (z. B. Architekt) 
und bet ragen für  
Abschlagszahlungen 14 
Werktage und für die 
Schlusszahlung 14 Werk-
tage.

4.	 Die Zahlungen gelten als 
rechtzeitig geleistet, 
wenn der Auftraggeber 
sie innerhalb der Skon-
tierungsfrist veranlasst 
hat.

E. Mantik
Haus & Grund M-V

Leserfragen zu Skontovereinbarungen 

Schutz vor Wind und Wetter

Balkonverglasungen lohnen

Gute Balkonverglasungen 
bieten nicht nur Schutz vor 
Wind und Wetter. Sie ermög-
lichen es, den Balkon nahe-
zu ganzjährig als „erweiter-
ten Wohnraum“ zu nutzen. 
Das erhöht den Wohnkom-
fort und verlagert den Le-
bensmittelpunkt nach drau-
ßen, zumal dort, wo am Haus 
kein eigener Garten zur Ver-
fügung steht. Balkonvergla-
sungen sollten durch optisch 
klare Linien, Stil und Ele-
ganz überzeugen. Aber auch 

der Gebrauchskomfort muss 
stimmen. 

Die heute angebotenen, 
meist leichtgängigen Glase-
lemente sind einfach zu 
handhaben. Die einzelnen 
Balkonfenster können je 
nach Bedarf in Lüftungsstel-
lung gebracht, teilweise ge-
öffnet oder vollständig zur 
Seite geschwenkt werden. 
Sie sollten aus Sicherheits-
glas gefertigt und Alumini-
umkonstruktion verarbeitet 
sein, um eine sichere Nut-

zung und lange Lebensdauer 
zu erreichen. Damit der Aus-
blick vom Balkon stets unge-
stört bleibt, ist das Reinigen 
der Verglasung ein Kinder-
spiel. Einfaches Abwaschen 
reicht, um wieder für klare 
Sicht zu sorgen. Die Montage 
der einzelnen Glaselemente 

ist schnell erledigt und kann 
sogar ganz ohne Gerüst von 
der Innenseite des Balkons 
aus durchgeführt werden. 
Zudem ermöglicht die Ver-
glasung des Balkons deutli-
che Energieeinsparungen.

Mehr Infos: www.lumon.de

Sobald sich die ersten Sonnenstrahlen zeigen, drängt es die Menschen ins 
Freie. Selbst Stadtbewohner scheinen nach den lichtarmen Wintermonaten 
wie ausgehungert nach der Sonne zu sein. Dabei lässt sich heute die Frei-
luftsaison mit einfachen Mitteln um ein Vielfaches verlängern. 
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Vermietung von verbilligtem Wohnraum wurde neu geregelt

Veränderungen der steuerlichen Absetzbarkeit beachten

Der Gesetzgeber geht nun 
bei einem auf Dauer ange-
legten Mietverhältnis grund-
sätzlich von einer Gewinner-
zielungsabsicht des Vermie-
ters aus. Deshalb können 
grundsätzlich alle mit der 
Vermietung im Zusammen-
hang stehenden Kosten steu-
erlich geltend gemacht wer-
den. Anders verhält es sich 
hingegen, wenn Wohnraum 
erheblich unterhalb der orts-
üblichen Miete vermietet 
wird.

In diesem Fall erfolgt die 
Besteuerung gemäß § 21  
Abs. 2 EStG. Dabei ist zu be-
achten, dass sich der § 21 
Abs. 2 EStG ausdrücklich nur 
auf die Überlassung einer 
Wohnung zu Wohnzwecken 
beschränkt. Bei der Vermie-
tung von Gewerbeflächen 
hat der Bundesfinanzhof für 
die Beurteilung der steuer-
rechtlichen Absetzbarkeit 
von Werbungskosten andere 
Kriterien aufgestellt (BFH 
vom 20.07.2010 – IX R 49/09). 
Zeigt sich aufgrund bislang 
vergeblicher Vermietungsbe-
mühungen, dass wegen der 
baulichen Gestaltung für das 
gewerbliche Objekt kein 
Markt besteht und es deshalb 
nicht vermietbar ist, muss der 
Steuerpflichtige zwecks 
Nachweises seiner fortbeste-
henden Vermietungstätigkeit 
– unter Umständen auch 
durch bauliche Umgestaltun-
gen – zielgerichtet darauf 
hinwirken, einen vermietba-
ren Zustand des Objekts zu 
erreichen. Bleibt der Steuer-
pflichtige hingegen untätig 
und nimmt den Leerstand 
auch zukünftig hin, spricht 
dieses Verhalten gegen den 
endgültigen Vermietungsent-
schluss oder sollte er bei  
seinen bisherigen vergebli-
chen Vermietungsbemühun-
gen mit Einkünfteerzielungs-
absichten gehandelt haben, 
für deren Aufgabe. Oh- 
ne Einkünfteerzielungsab-
sicht können Werbungskos-

ten daher steuerlich nicht 
geltend gemacht werden.

Bisherige Rechtslage  
bei der Vermietung  
von Wohnraum gemäß  
§ 21 Abs. 2 EStG

Bis einschließlich des Ver-
anlagungszeitraum 2011 un-
terschied das Gesetz bei der 
Vermietung von verbilligtem 
Wohnraum drei Fälle:

1.	Beträgt die Miete weniger 
als 56 Prozent der ortsübli-
chen Miete, ist die Nut-
zungsüberlassung in einen 
entgeltlichen und einen 
unentgeltlichen Teil aufzu-
teilen mit der Folge, dass 
nur die auf den entgeltli-
chen Teil entfallenden 
Werbungskosten abge-
setzt werden dürfen.

2.	In dem Fall, dass die ver-
einbarte Miete mindestens 
56 Prozent – aber weniger 
als 75 Prozent der ortsübli-
chen Miete beträgt, hatte 
der Bundesfinanzhof ent-
schieden, dass eine Prog-
noserechnung erforderlich 
ist, um zu prüfen, ob inner-
halb eines Zeitraums von 
30 Jahren ein Totalüber-
schuss erzielt werden kann. 
Bei positivem Ergebnis 
sind die Werbungskosten 
voll absetzbar. Bei negati-
vem Ergebnis hat der BFH 
Liebhaberei angenommen 
und eine Gewinnerzie-
lungsabsicht verneint, so 
dass die Werbungskosten 
ebenfalls auf einen entgelt-
lichen und einen unent-
geltlichen Teil aufzuteilen 
sind. Es dürfen dann nur 
die auf den entgeltlichen 
Teil entfallenden Wer-
bungskosten abgesetzt 
werden. Wenn also die ver-
einbarte Miete 350 Euro 
und somit 70 Prozent der 
ortsüblichen Miete i. H. v. 
500 Euro beträgt, konnten 
lediglich 70 Prozent der auf 

die Wohnung entfallenden 
Werbungskosten berück-
sichtigt werden.

3.	Wenn die vereinbarte Mie-
te 75 Prozent oder mehr 
der ortsüblichen Miete be-
trägt, konnten die auf die 
Wohnung entfallenden 
Werbungskosten in voller 
Höhe abgesetzt werden.

Die neue Rechtslage seit 
dem 01.01.2012

Mit dem Steuervereinfa-
chungsgesetz ist mit Wir-
kung ab dem 01.01.2012 die 
umständliche und wenig pra-
xisfreundliche Regelung hin-
sichtlich der Erforderlichkeit 
einer Prognoserechnung 
über 30 Jahre in die Zukunft 
weggefallen. Der Gesetzge-
ber hat nunmehr ausdrück-
lich im § 21 Abs. 2 EStG fest-
gelegt, dass die Wohnungs-
vermietung als entgeltlich 
gilt, wenn das Entgelt bei auf 
Dauer angelegter Woh-
nungsvermietung mindes-
tens 66 Prozent der ortsübli-
chen Miete beträgt. In die-
sem Fall können also mit der 
Vermietung im Zusammen-
hang stehenden Aufwendun-
gen für die Wohnung als 

Werbungskosten von den 
Mieteinnahme abgezogen 
werden. Beträgt die verein-
barte Miete dagegen weni-
ger als 66 Prozent, ist aus-
drücklich geregelt, dass eine 
Aufteilung in einen entgeltli-
chen und einen unentgeltli-
chen Teil erfolgen muss. Die 
Werbungskosten können in 
diesem Fall nur anteilig ab-
gesetzt werden.

Als ortsübliche Miete ist 
dabei die ortsübliche Kalt-
miete zuzüglich der Betriebs-
kostenvorauszahlungen an-
zusetzen. Die ortsübliche 
Kaltmiete kann entweder mit 
Hilfe des örtlichen Mietspie-
gels oder, soweit ein Miet-
spiegel im Ort nicht vorhan-
den ist, durch die geringste 
von drei Vergleichsmieten 
aus dem Umfeld ermittelt 
werden. Die Vergleichsmie-
ten müssen sich auf Wohnun-
gen beziehen, die in ihrer 
Art, Lage und Ausstattung 
vergleichbar sind und die in-
nerhalb der letzten vier Jahre 
vermietet wurden. Eine Er-
mittlung der ortsüblichen 
Miete durch ein Sachver-
ständigengutachten wäre 
übrigens auch möglich, ist in 
der Regel aber meist deutlich 
teurer.

Wer zu einem Freundschafts- oder Vorzugspreis Wohnraum an Angehörige 
bzw. Freunde vermietet, muss künftig mit steuerrechtlichen Konsequenzen 
bei der Absetzung von Werbungskosten rechnen. 
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Im Landesverband Haus & Grund Mecklenburg-Vorpommern organisierte Mitgliedsvereine

 Haus & Grund- Vereine in M-V  Vorsitzende/r Telefon  Wann/Sprechzeiten Wo

Anklam Gunnar Wessel 0 39 71/24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47/3 35 47 Wochentags abends nach tel. Absprache 19258 Boizenburg Schützenstraße 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01/2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (o. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstraße 17

Graal-Müritz Hansjörg Seidel 03 82 06/14 609 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Zur Koppenheide 66

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34/50 01 59 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstraße 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83/72 22 71 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Straße 11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32/1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Straße 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95/5 66 71 00 Termine nach telefonischer Beratung 17033 Neubrandenburg Südbahnstraße 17

Neustrelitz Rainer Urbanek 0 39 81/44 26 43 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstraße 18

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21/81 29 76 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Straße 86

Rostock Matthias Zielasko 03 81/45 58 74 Mo 17–18 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Monika Rachow 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Stralsund Jens Pergande 0 38 31/29 04 07 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 0 39 73/4 38 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Straße 25 c

Waren Özden Weinreich 0 39 9 1/6 43 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Siegfried-Marcus-Straße 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36/60 04 39 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

 Landesverband Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H & G M-V/Präsident Lutz Heinecke 03 85/5 77 74 10 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Internet/Vizepräs. Thomas Kowalski 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Sprecher/Medien Erwin Mantik 03 85/2 07 52 13 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19063 Schwerin Bosselmannstraße 11A

Geschäftsstelle Sylvia Knop 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85/5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Hausverwaltung Frau Pawek 0 38 31/29 04 07 nach tel. Vereinbarung 18439  Stralsund Knieperwall 1A

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Windkraft für den Hausgebrauch hat im Nordosten Zukunft 

Neue Antriebstechnologie mit Drallrotor im Aufwind

Sie sind im Betrieb lautlos 
und können sich, abhängig 
von der geographischen La-
ge, bereits innerhalb von 
fünf Jahren amortisieren. 
Haushalte könnten damit die 
kompletten jährl ichen 
Stromkosten wieder reinho-
len. Bereits ab einer Windge-
schwindigkeit von 1,5 Me-
tern pro Sekunde gewinnt 
die Anlage Energie. Der 
Windgenerator WG 100 ist 
bei einer Energiegewin-
nungsleistung von ca.  
1,3 kW ist anders aufgebaut 
als herkömmliche Wind-Ge-
neratoren: Das 2,50 Meter 
hohe Windrad dreht sich 
nicht wie die bekannten Pro-
peller-Systeme um die Hori-
zontalachse, sondern um die 
Vertikalachse. Das bringt 
den entscheidenden Vorteil, 

dass man völlig unabhängig 
von der Windrichtung Strom 
erzeugen kann. Bei den bis-
lang üblichen Horizontal-
Generatoren musste der Pro-
peller stets in Windrichtung 
stehen, um eine maximale 
Ausbeute zu erreichen.

Besonders in höher gele-
genen Gebieten oder in Küs-
tenregionen wäre ihr Einsatz 
rentabel. In Gebieten mit ei-
nem Durchschnitt von acht 
Metern pro Sekunde amorti-
siert sich die Anlage bereits 
nach vier bis sechs Jahren. 
Ein Vier-Personen-Haushalt 
verbraucht zwischen rund 
4.000 und 5.500 Kilowatt-
stunden pro Jahr. Bei einer 
durchschnittlichen Windge-
schwindigkeit von z. B. vier 
bis fünf Metern pro Sekunde 
lassen sich somit nahezu  

50 Prozent der Energiekos-
ten sparen, im Norden – wo 
mehr als acht Meter pro Se-
kunde erreicht werden – sind 
es fast 100 Prozent. Mit dem 
neuen System erreicht das 
Energiesparen eine ganz 
neue Dimension, nicht nur 
für Privathaushalte oder Un-
ternehmen, sondern auch für 
Gemeinden. 

In der Grundversion, die 
für Privathaushalte völlig 

ausreicht, kostet der WG 100 
mit 1,3 kW Output ab  
7.000 Euro. Es wird als ferti-
ger Bausatz aus Windradse-
gel, Generator, Inverter so-
wie Gehäuse geliefert und 
lässt sich innerhalb eines Ta-
ges auf dem Dach eines 
Hauses installieren. 

In der Regel erfolgt die In-
stallation des Systems kom-
plett über die Vertriebspart-
ner.  

Was bisher großen Energieunternehmen vorbehalten war, wird künftig 
auch für den Privat- und Gewerbehaushalt möglich. Zurzeit werden im 
Allgäu weltweit einzigartige Windkraftanlagen für „Zuhause“ entwickelt, 
die sich i. d. R. genehmigungsfrei installieren lassen.


